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Bewertungsbericht über das GEREK  

Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. Dezember 2013 mit seiner 

Stellungnahme zu dem Bewertungsbericht über das GEREK und sein Büro 

2013/2053(INI)) 

 

Das Europäische Parlament, 

– unter Hinweis auf das Arbeitspapier der Kommissionsdienststellen vom 23. April 2013 zum 

Bewertungsbericht über das Gremium Europäischer Regulierungsstellen für elektronische 

Kommunikation (GEREK) und das Büro (SWD(2013)0152), 

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 19. Mai 2010 mit dem Titel „Eine 

digitale Agenda für Europa“ (COM(2010)0245), 

– gestützt auf Artikel 114 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 5. Mai 2010 zu einer neuen Digitalen Agenda 

für Europa: 2015.eu1, 

– unter Hinweis auf den Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze und -dienste, 

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 1211/2009 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 25. November 2009 zur Einrichtung des Gremiums Europäischer 

Regulierungsstellen für elektronische Kommunikation (GEREK) und des Büros2, 

– gestützt auf Artikel 119 Absatz 1 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie und der 

Stellungnahme des Haushaltsausschusses (A7-0378/2013), 

A. in der Erwägung dass das Gremium Europäischer Regulierungsstellen für elektronische 

Kommunikation (GEREK) geschaffen wurde, um zur Gestaltung der technischen und 

politischen Ausrichtung der Vollendung des Binnenmarkts beizutragen, wobei das Ziel 

darin bestand, den Regulierungsbehörden die größtmögliche Unabhängigkeit einzuräumen 

und gleichzeitig die von ihnen vorgenommene Umsetzung des Regulierungsrahmens EU-

weit kohärenter zu machen; 

B. in der Erwägung, dass im Bewertungsbericht der Wert des GEREK und des Büros, 

insbesondere in Bezug auf die Verfahren nach den Artikeln 7 und 7a und in den Bereichen 

Netzneutralität und  internationales Roaming, anerkannt wird; 

C. in der Erwägung, dass das GEREK und das Büro erst vor nicht allzu langer Zeit geschaffen 

wurden; 

D. in der Erwägung, dass es sich bei der Vervollständigung des Binnenmarkts um einen 
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fortlaufenden Prozess handelt, der am besten dadurch unterstützt wird, dass die Regulierung 

der einzelnen nationalen Märkte verbessert wird, und in der Erwägung, dass der stabilste 

und tragfähigste Weg zur Verwirklichung dieses Ziels (d. h., dass regulatorische Beschlüsse 

auf den nationalen Märkten als legitim angesehen werden) in einem von unten nach oben 

ausgerichteten Ansatz besteht, wie ihn das GEREK derzeit vertritt; 

E. in der Erwägung, dass das GEREK nur dann Wirkung entfalten kann, wenn seine 

Unabhängigkeit gegenüber den Mitgliedstaaten und den Europäischen Organen 

sichergestellt ist; 

F. in der Erwägung, dass nationale Erwägungen die Festlegung gemeinsamer Standpunkte 

erschweren können; 

G. in der Erwägung, dass das GEREK eine grundlegende Rolle dabei spielt, die konsequente 

Anwendung des EU-Regulierungsrahmens in allen Mitgliedstaaten zu verbessern, was für 

die erfolgreiche Entwicklung eines Binnenmarktes für elektronische Kommunikationsnetze 

und –dienste wesentlich ist; 

H. in der Erwägung, dass auf nationaler Ebene unlängst Initiativen, insbesondere zum 

Ausgabenbilanzverfahren, ergriffen wurden, die die Umsetzung des 

Unabhängigkeitsprinzips beeinträchtigen könnten; 

I. in der Erwägung, dass die nationalen Regulierungsbehörden nicht homogen sind, da sie 

teilweise in den jeweiligen Mitgliedstaaten über unterschiedliche Kompetenzen verfügen 

und einige nur mit der Marktregulierung, andere zudem aber mit Aspekten wie 

Netzsicherheit, Datenschutz, Domain-Registrierung, Frequenzen und Nutzerdiensten befasst 

sind;  

J. in der Erwägung, dass die Möglichkeit besteht, dass das Büro des GEREK derzeit nicht 

optimal genutzt wird; 

K. in der Erwägung, dass einige Einrichtungen der Union mit Standort in anderen Ländern 

auch Antennen in Brüssel haben; 

L. in der Erwägung, dass die meisten Sitzungen der Expertengruppen in Brüssel abgehalten 

oder von einer nationalen Regulierungsbehörde ausgerichtet wurden, und in der Erwägung, 

dass Videokonferenzen eingeführt werden sollten; 

M. in der Erwägung, dass der Nutzen für die Verbraucher eines der Hauptziele des 

Binnenmarkts für elektronische Kommunikation ist; 

N. in der Erwägung, dass die vom GEREK auf europäischer Ebene gefassten Beschlüsse einen 

europäischen Mehrwert haben sollten; 

1. ist der Auffassung, dass der Bewertungsbericht insgesamt sachdienlich und ausgewogen ist; 

2. ist der Auffassung, dass es Zeit braucht, um die notwendige Zusammenarbeit und 

Koordinierung vollständig aufzubauen und die informellen Aspekte der Verwaltung zu 

entwickeln; 

3. ist der Auffassung, dass die Funktionsweise des GEREK und des Büros weiter verbessert 

werden kann, wobei zu berücksichtigen ist, dass nur begrenzte Ressourcen verfügbar sind; 



 

 

betont jedoch, dass die Anwendung des neuen Verfahrens nach den Artikel 7 und 7a der 

Richtlinie 2009/140/EG über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische 

Kommunikationsnetze und –dienste sich als wirksam erwiesen hat und die Zwei-Drittel-

Organisation rechtfertigt; 

4. betont, dass das Büro des GEREK mit einem Beitrag aus dem EU-Haushalt von nur 

3 768 696 EUR und mit 16 genehmigten Stellen im Rahmen des EU-Haushaltsplans 2013 

die kleinste EU-Agentur ist und vorrangig administrative Unterstützung für die GEREK-

Struktur erbringt, die sich aus den nationalen Regulierungsbehörden zusammensetzt; 

5. verweist auf die Stellungnahme des Haushaltsausschusses vom 29. Mai 2008 zu dem 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung 

der Europäischen Behörde für die Märkte der elektronischen Kommunikation 

(COM(2007)0699 – C6-0428/2007 – 2007/0249(COD)), in dem die Einrichtung einer 

neuen Agentur abgelehnt wurde; 

6. ist der Auffassung, dass den nationalen Regulierungsbehörden innerhalb des 

Regulierungssystems eine wichtige Rolle zukommt, da die nationalen Märkte dauerhafte 

Unterschiede in Bezug auf die Netzwerk-Topologie aufweisen und auch in Bezug auf die 

Nachfragemuster und Demographie der Verbraucher etc. voneinander abweichen; betont, 

dass unabhängige, auf Wirtschaftszweige spezialisierte und mit den notwendigen Mitteln 

ausgestattete Regulierungsbehörden eine wesentliche Rolle spielen, wenn es darum geht, 

die strukturierte Zusammenarbeit in der EU und damit auch ein reibungsloses Funktionieren 

des Binnenmarkts sicherzustellen; 

7. ist der Auffassung, dass das GEREK innerhalb des Regulierungssystems von zentraler 

Bedeutung ist, da seine Aufgabe darin besteht, die faktischen und regulatorischen 

Differenzen, die auf nationaler Ebene bestehen, mit dem Ziel abzubauen, den Binnenmarkt 

für elektronische Kommunikation zu vervollständigen; 

8. empfiehlt, dass die Rolle des GEREK und insbesondere seine Beziehung zu den nationalen 

Regulierungsbehörden klarer festgelegt und gefestigt werden, indem sein Aufgabenbereich 

erweitert wird, um die Festlegung gemeinsamer Standpunkte mit Blick auf eine Stärkung 

des Binnenmarktansatzes zu erleichtern, was auch durch die Bewertung der Effizienz der 

derzeitigen Zusammenarbeit mit den nationalen Regulierungsbehörden und der 

Kommission gemäß den Verfahren nach den Artikeln 7 und 7a geschehen sollte; 

9. ist der Auffassung, dass eine stärkere Harmonisierung der von den nationalen 

Regulierungsbehörden in den Mitgliedstaaten ausgeführten Aufgaben – d. h., dass ihnen die 

Zuständigkeit für einschlägige Bereiche übertragen würde, die mit der Sicherheit auf dem 

Binnenmarkt für elektronische Kommunikation und dessen Belastbarkeit direkt 

zusammenhängen – zu einer besseren Funktionsweise des GEREK und größeren 

Vorhersehbarkeit für Marktakteure beitragen könnte; 

10. fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, dafür Sorge zu tragen, dass die 

Unabhängigkeit der nationalen Regulierungsbehörden auf nationaler und europäischer 

Ebene gestärkt und nicht geschwächt wird, da dies die einzige Möglichkeit ist, die 

Unabhängigkeit des GEREK insgesamt sicherzustellen; 

11. ist der Auffassung, dass die Rolle und die Struktur des GEREK und des Büros entsprechend 

dem Grad der Vervollständigung des Binnenmarkts für elektronische Kommunikation 



 

 

angepasst werden sollten; 

12. fordert die Kommission auf, bei künftigen Vorschlägen betreffend den Handlungsspielraum 

und die Aufgaben des GEREK für seine Unabhängigkeit gegenüber den EU-Organen Sorge 

zu tragen; 

13. ist der Auffassung, dass das GEREK im Interesse der europäischen Bürgern handeln sollte 

und daher die Mechanismen der Rechenschaftspflicht gegenüber dem Europäischen 

Parlament gestärkt werden müssen, da das Parlament das einzige Organ ist, das direkt 

gewählt wird, um die Interessen der europäischen Bürger zu vertreten; 

14. empfiehlt, dass das GEREK seine interne Rechenschaftspflicht stärkt, indem es seine Ziele 

in seinem Jahresarbeitsprogramm klar festlegt und die Ergebnisse und den Fortschritt im 

Hinblick auf die Verwirklichung dieser Ziele im Jahresbericht darlegt;  

15. hält es im Hinblick auf die Kohärenz und die Kontinuität der Tätigkeiten des GEREK für 

äußerst wichtig, die Prioritäten im Rahmen seiner Aufgaben besser festzulegen und die 

Kommunikation mit allen Interessenträgern in der Entwicklungsphase seines 

Jahresarbeitsprogramms auszubauen; 

16. ist der Auffassung, dass dem GEREK mehr Raum für strategische Beschlüsse gewährt 

werden sollte, was unter anderem bedeutet, dass es seine eigenen Analysen und Studien 

erstellen sollte, auf denen solche Beschlüsse aufbauen könnten, damit der 

Beschlussfassungsprozess stärker von oben nach unten ausgerichtet und unabhängiger wird; 

17. betont, dass die die beratende Rolle des GEREK im Vorfeld legislativer Vorschläge mit 

Auswirkung auf den Bereich elektronische Kommunikation systematischer gestaltet werden 

sollte; 

18. ist der Auffassung, dass die externe Kommunikation des GEREK klarer und besser werden 

sollte, damit die Einbindung von Interessenträgern auf allen Ebenen der Politikgestaltung 

gefördert wird; 

19. empfiehlt, die Rolle der Unabhängigen Gruppe von Regulierungsinstitutionen in Brüssel zu 

formalisieren, ohne dass es dabei zu Überlappungen mit den dem Büro des GEREK 

übertragenen Aufgabenbereichen kommt; 

20. empfiehlt, Telearbeit, Videokonferenzen und anderen Techniken der Fernarbeit, die eine 

elektronische Kommunikation ermöglichen, stärker zu nutzen, um Kosten einzusparen und 

den CO2-Fußabdruck zu verbessern; 

21. empfiehlt der Kommission und den Mitgliedstaaten, sowohl für das GEREK als auch für die 

nationalen Regulierungsbehörden eine angemessene Finanzierung sicherzustellen; 

22. ist der Auffassung, dass der Standort des Büros des GEREK kein Hindernis dabei darstellt, 

die tägliche Arbeit der europäischen Organe im Bereich der elektronischen Kommunikation 

verfolgen zu können, der für das GEREK von besonderem Interesse ist, und dass die 

wirkungsvolle Nutzung des Büros auch nicht durch den Standort beeinträchtigt wird, sofern 

die Nutzung elektronischer Kommunikationstechnologien intensiviert wird; 

23. ist der Auffassung, dass die Aufgabenstellung des Büros des GEREK überarbeitet, 



 

 

ausgebaut und klarer festgelegt und dabei die Ergebnisse künftiger einschlägiger Prüfungen 

des GEREK besonders berücksichtigt werden sollten; 

24. empfiehlt, dass die notwendigen Änderungen vorgenommen und die erforderlichen 

Ressourcen erwogen werden, damit das Büro wirksamer und effizienter zur eigentlichen 

Arbeit des GEREK beitragen kann, anstatt nur administrative Unterstützung zu leisten; 

25. ist der Auffassung, dass alle Überlegungen zum Standort des Büros des GEREK unter dem 

Gesichtspunkt seiner Unabhängigkeit gegenüber den europäischen Organen und den 

Mitgliedstaaten und unter Berücksichtigung des Grundsatzes der gerechten geografischen 

Verteilung der Standorte der Organe, Agenturen und sonstigen Einrichtungen der EU 

angestellt werden sollten; 

26. ist der Auffassung, dass eine stärkere Konsolidierung notwendig ist, damit Betreiber 

Skaleneffekte besser nutzen können, und dass das GEREK bei diesem Prozess eine wichtige 

Rolle spielen sollte; 

27. ist der Auffassung, dass ein klarer und stabiler Rechtsrahmen notwendig ist, um einen 

verbesserten Binnenmarkt zu schaffen, der zu mehr Wettbewerb und besseren 

Dienstleistungen für die Verbraucher führt; 

28. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 

übermitteln. 

 

 


